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se*'.und  Baden-Württemberg ge-
~vr\ ■’a r" . Auf der Basis der Orts-
gememd“-’ seien Archive nicht
denkbar, mr Verbandsgemeinden
kcr.nr.e'1 Axliivzweckgemeinschaf-
ten bilden. Erst wenn auch dies
nicht möglich sei, könne an Zu¬
sammenschlüsse auf Kreisarchiv¬
ebene gedacht werden. Bei der
personellen Besetzung, so wurde
angeregt, se; dzs  I ândesarchivge-
setz Rheinland-Pfalz nicht zu eng
auszulegen und die Möglichkeit

der Betreuung durch ehrenamtli¬
che Archivpfleger sei zu forcieren,
was von Seiten der Landesarchiv¬
verwaltung nicht unwidersprochen
blieb. Klargestellt wurde, daß Ko¬
sten bei der Übernahme der kom¬
munalen Archivalien als Deposita
nur in der Zukunft, nicht aber rück¬
wirkend erhoben würden. In wel¬
cher Höhe derartige Kosten
anfallen und wie die
Aufwandsentschädigungehrenamt¬
licher Archivpfleger zu gestalten

sein wurd, konnte auf der Tagung
noch nicht erörtert werden, da ent¬
sprechende Kalkulationen noch
nicht vorliegen.

Grundlagen des kommunalen Archivwesens

Dr. H.-G. Borck, Direktor des Lande sh aupiarchivs Koblenz

1. Vorbemerkung zur Archiv¬
geschichte

Je weiter die Anonymisierung
des öffentlichen Lebens fortschrei¬
tet, je stärker die Technisierung un¬
sere Gesellschaft beherrscht, desto
größer wird das Bedürfnis des ein¬
zelnen Menschen, sich die Beson¬
derheiten der konkreten eigenen
Situation zu vergegenwärtigen.
Die Hinwendung zum erfahrbaren
eigenen Lebensbereich verbindet
Heimatbewegung und Umwelt¬
schutz, verleiht auch der Beschäfti¬
gung mit Geschichte offenbar
Reiz . Das Wiederaufleben des
Heimatgedankens , die Aufnahme
von Stadlgeschichte in die
RshrrenricMünien für den Ge-
schiclitaur tcr-icht, die Gründungs-
konjunktu : der Heimat- und
Geschichtsvereine und die Fülle hi¬
storischer Veröffentlichungen auf
dem Archivmarkt zeigen, daß Ge¬
schichte wieder im Prozeß der
Selbstfindung, der Standortgewin¬
nung des Menschen in seiner je¬
weiligen Gegenwart ihren alten
Platz zurückzuerobem beginnt.

"Ein Volk, das die Spuren seiner
Geschichte auslöscht, verliert ei¬
nen Teil seiner Seele", sagte der
französische Staatspräsident Mit¬
terand bei der Einweihung des Ver-
cingetorixdenkmals in Alesia im
September 1985. Die Spuren der
Geschichte sind es, die wir in den
Archiven finden, und wir Finden
sie dort seit über 5000 Jahren.
Schon Tafelfunde aus den mesopo-
tamischen Stadtstaaten, insbeson¬
dere aus Uruk (3300 - 2900 v.
Chr.), 1983 in den Zeitungen zu le¬
sen, konnten uns in Erinnerung
bringen, daß auch das Ar¬
chivwesen eng mit den drei Mei¬
lensteinen in der Geschichte der
Menschheit verbunden ist: Zäh¬
mung des Feuers, Einführung des
Landbaues und Erfindung der
Schrift. Jedes dieser drei Ereignis¬
se, jede dieser Erfindungen bedeu¬
tete ein Stück größerer Freiheit
des Menschen, einen Schritt auf
dem Wege zu seiner kulturellen
Entfaltung. Wie das Feuer den
Menschen unabhängig vom Wech¬
sel der Jahreszeiten machte, so be¬
seitigte der Landbau die

Abhängigkeit von den herumzie¬
henden Herden jagdbarer Tiere,
die Menschen wurden seßhaft. Die
Erfindung der Schrift aber gewähr¬
te den Menschen die Unabhängig¬
keit von den unkalkulierbaren
Zufälligkeiten individueller Le¬
benserfahrung , die immer wieder
neu gewonnen werde? uuß . In¬
dividuell Erfahrenes und Gelerntes
gehörten fortan für immer zum Er¬
fahrungsschatz aller, die Lesen
und Schreiben konnten, Geschrie¬
benes begründete die Entstehung
und die enormen, bis in unsere Ta¬
ge immer mehr sich beschleuni¬
genden Fortschritte der
Wissenschaft , den Aufbau von
Hochkulturen , zu denen das ein¬
gangs erwähnte Uruk selbst ge¬
hört. Ohne Schrift hätte die
Menschheit im geschichtslosen
Dunkel verharrt, Schrift ist immer
auf Dauer angelegt. Deshalb sind
die magischen Formeln der Prie¬
ster ebenso wie die Bilanzen der
Tempelwirtschaften in Uruk aufge¬
schrieben und dauernd aufbewahrt
worden, deshalb gelangten Staats¬
verträge, Korrespondenzen mit
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auswärtigen Mächten und Landver¬
messungen ebenso wie Kauf- und
Eheverträge oder Gerichtsurteile
in die Vorstufen der Archive.

Im Bereich der mittelmeeri-
schen Hochkulturen war nie zwei¬
felhaft, schon vorJahrtausenden
nicht zweifelhaft , daß es geordnete
Verwaltung von heute nicht ohne
Kenntnis der Verwaltungsakte von
gestern geben kann, kurz: daß die
Aufbewahrung aller in Zusammen¬
hang mit Rechtsgeschäften entstan¬
denen Aufschreibungen
unerläßliche Aufgabe von Verwal¬
tung überhaupt ist. Während der
solonischen Verfassungsreform ist
für die Institution, die diese Zu¬
ständigkeiten wahmimmt , die Be¬
zeichnung Archeion = "Archiv"
gebräuchlich geworden. Erst die
dauernde Verfügbarkeit und Nach¬
prüfbarkeit der Beschlüsse der
Volksversammlungen , der Verwal¬
tungsakte der Archonten oder der
Rechtsprechung des Areopags
schuf bleibende Rechtssicherheit
und damit die Grundlage einer frei¬
heitlichen und menschenwürdigen
Entwicklung in Staat und Gesell¬
schaft.

Wir übergehen die tausend Jah¬
re nach Solon, übergehen die
weitgehend schriftlose Zeit des
frühren, germanischen Mittelalters
und treten ein in das 13. Jahrhun¬
dert, die Zeit der allmählichen Ver¬
breitung und Durchsetzung der
Ratsverfassung in den deutschen
Städten. Die Entstehung von Kolle¬
gialorganen , den Räten, machte
aus Gründen der Rechtssicherung
ebenso wie einst in der Antike
schriftliche Aufzeichnungen erfor¬
derlich, die uns anfangs in Form
verschiedener Amtsbücher , bald
dann in Form regelrechter Proto¬
kolle und schließlich auch als Be¬
standteile von Sachakten
begegnen . Als Gedächtnis der Ver¬
waltung erstanden überall wieder

Archive neu, denn die Sicherung
der die Herrschaft gewährleisten¬
den Rechtstitel und der selbstbe¬
schlossenen Satzungen, aber auch
die Aufzeichnungen Uber städti¬
sche Liegenschaften und Einkünf¬
te: dies alles war, schon aus
finanziellen Gründen, eine unerläß¬
liche, eine unverzichtbare Aufgabe
der Verwaltung.

Anders als im staatlichen Be¬
reich, in dem nach der französi¬
schen Revolution die Bedeutung
der Archive relativ gering war und
erst im Zuge des Übergangs des
Staates von der Hoheits- und
Eingriffsverwaltung zur Dienstlei¬
stungsverwaltung im Laufe des
späten 19. Jahrhunderts wieder zu¬
nahm, haben die kommunalen Ar¬
chive immer größere aktuelle
Aufgaben behalten, weil hier der
Anteil bürgemaher Dokumente,
die trotz aller politischer Umwäl¬
zungen im verfassungsrechtlichen
Bereich aus persönlichen und pri¬
vaten Gründen von Belang blie¬
ben, sehr viel größer war als in
den Staatsarchiven.

Im 19. Jahrhundert galten die
Archive darüber hinaus auch der
Wissenschaft als Quellensammlun¬
gen ersten Ranges, in denen sich
das ganze Leben der Gemeinde
und ihrer Bürger, in denen sich al¬
so die ganze Stadtgeschichte von
den Haupt- und Staatsaktionen der
großen Politik in ihrer facettenhaf-
ten Brechung im lokalen Bereich
(z. B. bei Revolutionen, Kriegen,
den Auswirkungen staatlicher Ge¬
setze) bis hin zu Vermögens-, Reli-
gions- und Eheverhältnissen
widerspiegelte. Die Erkenntnis
selbst war freilich viel älter; schon
Friedrich der Große hat in der "Ge¬
schichte meiner Zeit" festgestellt:
"Die meisten Geschichtswerke
sind zusammengetragene Lügen,
mit einigen Wahrheiten vermischt.
... Brauchbar ist nur, was von

Amtsinhabem stammt oder in Ar¬
chiven zu beweisen ist". Lange
Reihen von Urkundenbüchem,
wissenschaftlichen Monographien
und heimatgeschichtlichen Veröf¬
fentlichungen seit dem 19. Jahr¬
hundert zeigen, daß die historische
Forschung die kommunalen Archi¬
ve intensiv genutzt hat.

Daneben bleiben die Archive
natürlich auch, wie es ein Zeitge¬
nosse Friedrichs des Großen, der
Archivtheoretiker Philipp Emst
Spieß, zwar altertümlich , aber
doch sehr treffend formuliert hat:
"ein Kleinod, eine Brustwehr ge¬
gen die Ansprüche widrig gesinn¬
ter Nachbarn". Archive sollten
weiterhin archivieren, was auf
Dauer Rechte, in unserem Falle:
kommunale Rechte dokumentier¬
te, und sie taten dies mit einem oft
bis in die Gegenwart reichenden
Erfolg.

Die enge und unmittelbare Ein¬
bindung des kommunalen Archivs
in die Verwaltung mit beiden Auf¬
gaben wind im Gegensatz zum
staatlichen Bereich, in dem seit
Anfang des 20. Jahrhunderts derar¬
tige Organisationsvorschriften er¬
lassen wurden, im Grunde erst mit
dem KGSt-Gutachten "Aktenord¬
nung für Städte" von 1954 vollzo¬
gen.

Danach war die Verbindung
von Archiv und Verwaltung sogar
besonders eng, denn nicht nur die
Aufbewahrung ewiger Rechtstitel
und der für Wissenschaft und For¬
schung notwendigen Unterlagen,
sondern auch die Verwaltung der
Fristenakten war dem Archiv über¬
tragen, wie es jetzt ähnlich § 8 (2)
LARchG für den staatlichen Be¬
reich in Rheinland-Pfalz ermög¬
licht (sog. "Zwischenarchiv ").

Wir stehen damit an der
Schwelle der Gegenwart und wol-

Mitteilungen aus rheinland-pfälzischen und saarländischen Archiven



November 1992 Unsere Archive Nr. 35 5

len uns nun den gesetzlichen die schriftlichen Denkmäler der
Grundlagen zuwenden. Geschichte, die zu pflegen, zu er¬

schließen und für die Bevölkerung
bereitzuhaltensind.

2. Gesetzliche Grundlagen 2.2. Gemeindeordnung für
Rheinland-Pfalz vom 14. De-

2.1. Verfassungsrecht zember 1973

Artikel 28 Abs. 2 GG von
1949 garantiert die institutionelle
Selbstverwaltung , also das Recht
der Gemeinden, alle Angelegenhei¬
ten der örtlichen Gemeinschaft in
eigener Verantwortung zu regeln,
als unauihcbburcs Veifassungs-
recht. Auch Artikel 49 der
Landesverfassung von Rheinland-
Pfalz vorn 18. Mai 1947 stellt
iL...entsprechend fest (Art. i ):
"Die Gemeinden sind in ihrem Ge¬
biet unter eigener Verantwortung
die ausschließlichen Träger der ge¬
samten örtlichen öffentlichen Ver¬
waltung. Sie können jede
öffentliche Aufgabe übernehmen,
soweit sie nicht durch ausdrückli¬
che gesetzliche Vorschrift anderen
Stellen im dringenden öffentlichen
Interesse ausschließlich zugewie¬
sen werden". Abs. 4 lautet: "Den
Gemeinden und Gemeindeverbän¬
den oder ihren Vorständen können
durch Gesetz oder Rechtsverord¬
nung staatliche Aufgaben zur Er¬
füllung nach Anweisung
übertragen werden".

Hinsichtlich des hier interessie¬
renden Aufgabenbereiches, der
Auflxiwahrung schriftlicher Denk¬
mäler, kommt auch Art. 40 Abs. 3
LVRLP in Betracht, wo es heißt:
"Der Staat nimmt die Denkmäler
der Kunst, der Geschichte und der
Natur sowie der Landschaft in sei¬
ne Obhut und Pflege. Die Teilnah¬
me an den Kulturgütern des
Lebens ist dern gesamten Volk zu
ermöglichen ". Hieraus tolgteino
besondere Verpflichtung auch für

Diese Verfassungsbestimmun
gen werden im wesentlichen durch
die Gemeindeordnung für Rhein¬
land-Pfalz konkretisiert, die in¬
haltsgleich in § 2 Abs. 1 die
Allzuständigkeit der Gemeinde für
jede öffentliche Aufgabe der örtli¬
chen Gemeinschaft in ihrem Ge¬
biete begründet. § 24 GemO
verleiht den Gemeinden im Rah¬
men ihrer Aufgaben die Re¬
gelungsbefugnis durch Satzungen.
Die Aufgaben im eigenen
Wirkungskreissind im wesentli¬
chen in § 32 GemO beschrieben.
Danach gehört auch die Errich¬
tung, die Erweiterung, die Über¬
nahme und die Aufhebung
öffentlicher Einrichtungen (§ 32
Abs. 2 Ziff. 14) sowie die Verfü¬
gung über Gemeindevermögen
(ebenda Ziff. 13) zu den Selbst¬
verwaltungsaufgaben. Das Ge¬
meindevermögen, wozu auch
Archivgut gehört, ist nach § 78
Abs. 2 GemO pfleglich und wirt¬
schaftlich zu verwalten und ord¬
nungsgemäß nachzuweisen. Die
Verfügungsgewaltüber Vermö¬
gensgegenstände ist eingeschränkt
durch die Bestimmung des § 79
Abs. 1GemO, wonach Vermö¬
gensgegenständeüberhaupt nur
veräußert werden dürfen, wenn sie
zur Erfüllung der gemeindlichen
Aufgaben nicht berötigt werden.
Hieraus folgte schon bisher, daß
für die beiden erwähnten Aspekte
des Archivbereiches, nämlich Do¬
kumentation kommunaler Rechte
und Aulbewahrung historischer
Dok miaute , bereits eine Verpflich¬

tung der Gemeinde bestand , weil
die Aufbewahrung der Rechtstitel
zu den normalen Aufgaben der
laufenden Verwaltung gehört und
die Kontrolle, ob diese Aufgabe
zweckmäßig, ordnungsgemäß und
wirtschaftlich wahrgenommen
wird, auch bisher bereits üblicher¬
weise durch die Rechnungsprü¬
fung wahrzunchmen gewesen
wäre. Gleichzeitig sind die histori¬
schen Dokumente als Vermögens¬
werte anzusehen, die ordnungs¬
gemäß verwaltet und gesichert
werden mußten und die unverzicht¬
barer Bestandteil des Ge¬
meindevermögens waren. Da die
Gemeinden für derartige Aufga¬
ben jederzeit eigene Einrichtungen
schaffen können, war die Befugnis
zur Einrichtung eines Archivs für
ordnungsgemäße Wahrnehmung
beider Aufgaben bisher schon un¬
strittig.

2.3. Archivgesetze

Vorbemerkung

Bis 1983 waren archivrechtli¬
che Regelungen, soweit überhaupt
vorhanden, in Spezialgesetzen wir
Datenschutzgesetz, Meldegesetz,
Abgabenordnung und Sozialge¬
setzbuch enthalten, z.T. in negati¬
ver Form, d.h. die Abgabe von
Informationen zum Zwecke weite¬
rer Aufbewahrung an die Archive
war strittig oder gar durch Lö-
schungs- oder Geheimhaltungsvor-
schriften untersagt.

Ein spezialgesetzlicher Rege¬
lungsbedarf trat endgültig ein, als
anläßlich der statistischen Erhe¬
bung der Gesamtbevölkerung der
damaligen Bundesrepublik
Deutschland das Bundesverfas¬
sungsgericht in seinem mittlerwei¬
le von Datenschützem und
Archivaren so viel zitierten Urteil

am 15.12.1983 (BVerfGE 65,1)
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eine Art neuen Grundrechts auf
"informationeile Selbstbestim¬
mung" begründete. Damit war
klar, daß das Archivwesen in
Bund und Ländern der gesetzli¬
chen Regelung bedurfte; denn re¬
gelmäßig wird bei der Anbietung
von Schriftgut sowie bei Übernah¬
me und Nutzung von Archivgut
die grundrechtlich gewährleistete
Befugnis des einzelnen Bürgers,
über die Preisgabe und Verwen¬
dung der ihn betreffenden Daten
grundsätzlich selbst zu bestimmen,
berührt. Einschränkungen dieser
Befugnis aber sind, so das EVerfG
1983, nur auf Grund eines Geset¬
zes möglich.

Aus der Sicht des BVerfG wur¬
de ein Sachverhalt ins Bewußtsein
gehoben, der auch manchen Archi¬
varen nicht klar war, daß nämlich
bei verfassungsrechtlicher Würdi¬
gung der Archivarir -it diese nicht
ausschließlich der Leistungsver¬
waltung zugerechnet werden kann,
sondern auch zu einem nicht uner¬
heblichen Teil , soweit sie sich
nämlich mit Daten lebender Perso¬
nen befaßt, die übernommen und
nutzbar gemacht werden sollen,
den Charakter einer Eingriffsver¬
waltung besitzt, die im rechtsstaat¬
lichen Verwaltungssystem der
Bundesrepublik Deutschland nicht
ohne gesetzliche Grundlage arbei¬
ten darf.

Zur Klarstellung dieses Sach¬
verhalts fehlte bis vor kurzem in
Rheinland-Pfalz noch ein eigenes
Spezialgesetz für die Archive . In
anderen Bundesländern war dieser
Schritt zum Teil bereits getan. So
hatte Bayern bereits im Artikel 57
seiner Gemeindeordnung dem ei¬
genen Wirkungskreis der Gemein¬
den neben Aufgaben wie
Jugendfürsorge , Gesundheit und
Erwachsenenbildung auch die Kul¬
tur- und Archivpflege ausdrück¬
lich zugeordnet . Die

baden-württembergische Ar¬
chivverordnung vom 29.6.1964
schrieb sogar zwingend von "Das
Schriftgut ist im Gemeindearchiv
zu ordnen und aufzubewahren (§
1)". Diese sehr weitgehende Rege¬
lung der Archivkompetenz, näm¬
lich die Einführung als
Mußbestimmung, ist nun in Baden-
Württenberg durch das Gesetz
über die Pflege und Nutzung von
Archivgut (Landesarchivgesetz)
vom 27. Juli 1987, das erste Ar¬
chivgesetz der deutschen Ge¬
schichte, noch weiter unterstrichen
worden. § 2 des Gesetzes (Zustän¬
digkeit und Aufgaben) bestimmt
zunächst, daß die Staatsarchive al¬
le Unterlagen verwahren, erhalten
und erschließen, die sie von den
Behörden, Gerichten und sonsti¬
gen Stellen des Landes, deren
Funktionsvorgängem oder von
Rechtsvorgängem des Landes
übernommen haben und die von
bleibendem Wert sind; sie haben
dieses Archivgut allgemein nutz¬
bar zu machen. Als Unterlagen in
diesem Sinne werden alle denkba¬
ren Informationsträger in konven¬
tioneller und maschinenlesbarer
Form aufgeführt.

Das Gesetz regelt auch im Rah¬
men seines zweiten Abschnittes
(Kommunales und sonstiges öf¬
fentliches Archivgut) in § 7 die Be¬
handlung kommunalen
Archivgutes. In § 7 Abs. 1 heißt
es: "Die Gemeinden und Landkrei¬
se verwahren, erhalten und er¬
schließen Unterlagen von
bleibendem Wert mit den entspre¬
chenden Amtsdrucksachen als Ar¬
chivgut in eigenen Archiven; sie
sollen das Archivgut nutzbar ma¬
chen". § 7 Abs. 2: "Die Gemein¬
den und Landkreise überprüfen
alle Unterlagen, die sie zur Aufga¬
benerfüllung nicht mehr benöti¬
gen. Sind die überprüften
Unterlagen von bleibendem Wert,
so sind sie in das Archiv zu über¬

nehmen; andernfalls sind sie zu
vernichten, wenn kein Grund zu
der Annahme besteht, daß durch
die Vernichtung schutzwürdige Be¬
lange des Betroffenen beeinträch¬
tigt werden". § 7 verlangt auch
die Regelung der Benutzung in
Form einer Archivordnung als Sat¬
zung. Schließlich ist in § 9 noch
das Denkmalschutzgesetz vom 6.
Dez. 1983 dahingehend geändert,
daß für die Grenzbereiche des
Denkmalschutzes im Archivwe¬
sen, soweit bisher das Landesdenk¬
malamt zuständig war, nun die
Landesarchivdirektion an seine
Stelle treten solle.

Das baden-württembergische
Gesetz schreibt also zwingend die
Errichtung von Kommunalarchi¬
ven vor und zieht damit dem im
Grunde naheliegenden Schluß aus
den sich immer mehr ausweiten¬
den Datenschutzregelungen , die
letztlich eine geordnete Verwah¬
rung von langzeitig aufzubewah¬
renden Informationen gebieterisch
verlangen.

Ohne unmittelbaren Einfluß
auf unsere Fragestellung, jedoch
mittelbar von erheblicher Bedeu¬
tung ist das am 6. Janaur 1988 ver¬
kündete Gesetz über die Sicherung
und Nutzung von Archivgut des
Bundes (Bundesarchivgesetz), das
unter dem 24.8.1984 in das
Gesetzgebungsverfahren einge¬
bracht wurde (Drucksache 371/84
des Bundesrates). Die vom Bun¬
desinnenminister gegebene allge¬
meine Begründung scheint mir
überzeugend: "Die in Archiven
verwahrten historischen Quellen
liefern die Grundlage für die Erfor¬
schung der Geschichte; derart un¬
vergleichlich wertvolles Kulturgut
gegen Vernichtung, Zersplitterung
oder Veruntreuung zu schützen
und daraus Erkenntnisse zu gewin¬
nen, die das Verständnis des Bür¬
gers für die Vergangenheit und
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Gegenwart fördern, ist eine Aufga¬
be von hohem staatspolitischem
Kang: Archive sind das "Gedächt¬
nis des Staates" (Novalis).

Sie dienen nicht länger der Ab¬
setzung von Herrschafts- und Be¬
sitzansprüchen, sondern erfüllen
für den Bürger demokratischer
Staaten eine Vielzahl von unter¬
schiedlichen Funktionen, die sich
erstrecken von der historisch-wis¬
senschaftlichen Forschung bis hin
zu den Nachweisen von personen¬
bezogenen Daten, z. B. über Ren¬
ten-, Pcnsions-, Wiedergut-
machungs- und Lustenausglciciis-
anspriiehe. In ihren Archiven spie-
geit sich das Schicksal von
Nationen. Der heutige Kulturstaat
kann ohne Archive seinem politi¬
schen Bildungsaul trag nicht nach-
konunen . Die Archive liefern
Materialien für eine objektive und
informative politische Bildungsar¬
beit, die alle Bevölkerungskreise
erreichen soll'1. Alle diese Argu¬
mente gelten gleichermaßen für
Kommunalarchive . Wissenschafts¬
und Bürgerintercsse verlangen die
Sicherung der wertvollen Informa¬
tionen in den Archiven.

Das Gesetz gilt nur für das
Bundesarchiv, enthält jedoch mit §
2 Abs. 4, wonach auch nach ande¬
ren Gesetzen geheimhaltungsbe¬
dürftige Unterlagen nicht von der
Anbietimgspllicht ausgenommen
sind, sondern archiviert werden
können, Entscheidungen grund¬
sätzlicher Art, die den Rahmen für
die Zuständigkeit auch der I andes-
archive neu ziehen. Allerdings sei
auch darauf hingewiesen, daß das
Bundesarchivgesetz in der Frage
der Verwendung personenbezoge-
ncr Daten sehr weitgehende und
die Forderung sowie die Archivar-
beit erschwerende Regelungen ent¬
halt. So sind nach § 4 Abs. 3 bei
derartigen Daten, wenn Betroffene
ihre Richtigkeit bestreiten,

Gegendarstellungen zu ermögli¬
chen und den Unterlagen hinzufü¬
gen. § 5 schützt Informationen
über natürliche Personen, wenn
das Todesjahr nicht festzustellen
ist, bis 110 Jahre nach der Geburt
des Betroffenen, sonst bis 30 Jahre
nach seinem Tode. Nach § 5 Abs.
5 können derartige Fristen zwar
verkürzt werden, wenn die Benut¬
zung für ein wissenschaftliches
Forschungsvorhaben oder zur
Wahrnehmung berechtigter Belan¬
ge unerläßlich ist, die im überwie¬
genden Interesse einer anderen
Person oder Stelle liegen und eine
Beeinträchtigungder schutzwürdi¬
gen Belange durch angemessene
Maßnahmen, insbesondere durch
Vorlage anonymisierter Reproduk¬
tionen ausgeschlossen werden
kann. Verkürzung oder Verlänge¬
rung der Schutzfristen bedürfen da¬
zu noch der Einwilligung der
abgebenden Stellen. Nach § 5
Abs. 9 ist auch die Verknüpfung
personenbezogener Daten nur zu¬
lässig, wenn schutzwürdige Belan¬
ge Betroffener nicht beeinträchtigt
werden.

Dem Bundesarchiv sind als
weitere Archivgesetze die von
Bayern (22.12.1989), Hessen
(18.10.1989),Nordrhein-Westfa¬
len (16.5.1989) gefolgt, bis
schließlich der Landtag von Rhein¬
land-Pfalz am 5.10.1990 das am 1.
Januar 1991 in Kraft getretene
Landesarchivgesetzbeschlossen
hat.

Das rheinland-pfälzische Lan¬
desarchivgesetz ist im wesentli¬
chen in zwei Hauptabschnitte
gegliedert, deren erster die alle
öffentlichen Archive des Landes
betreffenden Bestimmungenent¬
hält, während der zweite aus¬
schließlich die staatlichen Archive
betrifft.

Für die Kommunen sind damit
insbesondere die Bestimmungen
des ersten Abschnitts über das öf¬
fentliche Archivwesen von Bi deu-
tung. § 1 Abs. 1 des Gesetzes
schreibt zwingend vor, daß auch
die kommunalen Gebietskörper¬
schaften alle diejenigen Unterla¬
gen, die für die aktuelle
Aufgabenwahmehmung nicht
mehr benötigt werden, in öf¬
fentlichen Archiven auf Dauer als
Archivgut aufzubewahren , zu si¬
chern, zu erschließen , nutzbar zu
machen und zu erhalten haben,
wenn sie bleibenden Wert besit¬
zen. Bleibenden Wert, so die
Definition des Gesetzes, haben Un¬
terlagen, denen für Gesetzgebung,
Verwaltung oder Rechtsprechung,
für die Sicherung berechtigter Be¬
lange der Bürger Bedeutung zu-
kommt. Damit ist die
grundsätzliche Aufbewahrungs¬
pflicht, wie in § 1 Bs. 2 Landesar¬
chivgesetz geregelt, für
Informationsträger aller Art,
gleich ob in konventioneller oder
in maschinenlesbarer Form, ob es
sich um Schriftstücke, Akten oder
Bilder, Tonmaterialien oder ma¬
schinenlesbare Datenträger han¬
delt, begründet. Grundsätzlich ist
Archivgut unveräußerlich und die
Verwahrung nur in einem haupt¬
amtlich und fachlich geleiteten öf¬
fentlichen Archiv zulässig. Das
Archivgesetz geht nach § 1 Abs. 4
a^ch bisherigen Rechtsvorschrif¬
ten über die Vernichtung oder Lö¬
schung von Unterlagen vor, soweit
aus fachlicher Sicht dem Archiv¬
gut herausragende Bedeutung be¬
scheinigt werden kann und der
Datenschutz bei der Archivierung
gewährleistet wird.

Noch genauer: Auch Unterla¬
gen, die bisher nach bundes- oder
landesrechtlichen Vorschriften zu
löschen oder geheimzuhalten wä¬
ren, können grundsätzlich Archiv¬
gut sein und müssen dem
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zuständigen Archiv angeboten wer¬
den (§ 2 (4) BArchG, § 1 (4) i.V.
mit § 7 LArchG RLP).

In keinem Falle ist eine Ver¬
nichtung kommunalen Schrift¬
gutes ohne vorherige schrift¬
liche Zustimmung des zuständi¬
gen Archivs zulässig (RdSchr. in
Vorbereitung an kommunale Ge¬
bietskörperschaften , übrigens auch
an die Dienststellen der Landesver¬
waltung entsprechend dem Wun¬
sche des RLP LT).

§ 2 Abs. 2 LArchG begründet
für die kommunalen
Gebietskörperschaften und deren
Verbände die Pflicht, für ihr Ar¬
chivgut eigene oder gemeinsame
Archive zu unterhalten und zu ge¬
währleisten, daß diese den archiv¬
fachlichen Anforderungen an
Personal , Räumen und Ein¬
richtungen genügen und daß in ih¬
nen hinsichtlich der Sicherung,
Erhaltung und Nutzung des Ar¬
chivgutes die für die staatlichen
Archive geltenden Grundsätze be¬
achtet werden. Die früher von den
Gemeindeverwaltungen vielfach,
obgleich zu Unrecht, wie ich
einleitend ausgeführt habe, vertre¬
tene Ansicht, es gehöre in ihre Ent¬
scheidung, ob das Archivgut
aufbewahrt werde oder nicht, ist
damit hinfällig geworden; öffentli¬
ches Archivgut muß aufbewahrt
werden. Die im 1. Abschnitt (§ 1-4
LArchG) enthaltenen Grundsätze,
insbesondere die Archivierungs¬
pflichten , gelten für das Land, die
ihm unterstehenden juristischen
Personen des öffentlichen Rechts
und für die kommunalen Gebiets¬
körperschaften (Gde, VGde, LK)
in völlig gleicher Weise. Die sich
daraus ergebenden Verpflichtun¬
gen der kommunalen Gebietskör¬
perschaften sind demnach
Pflichtaufgaben der kommunalen
Selbstverwaltung , deren Erfüllung
nicht von der Höhe der daraus sich
ergebenden Kosten abhängig ge¬

macht werden darf (§ 2 (1) S. 2, §
64 (2) GemO,: § 2 (1) S. 2 LKO).
(Vgl. MBK vom 15.4.1992).

Im Kulturpolitischen Ausschuß
des Landtages hat in diesem Sinne
die Ministerin Dr. Götte am
7.11.1991 erklärt "Die kommuna¬
len Gebietskörperschaften müßten
eigene oder gemeinsame Archive
einrichten und gewährleisten, daß
diese den archivfachlichen
Anforderungen an Personal, Räu¬
men und Einrichtungen genügten
und daß hinsichtlich der Siche¬
rung, Erhaltung und Erschließung
die für die staatlichen Archive gel¬
tenden Grundsätze beachtet wür¬
den. Das heiße, es solle im Laufe
der Zeit erreicht werden, daß es
ein landesweites Netz an fachkun¬
dig aufgebauten Archiven gebe
und daß diese Archive dann auch
zugänglich gemacht würden, da¬
mit jeder die ihn interessierende
Geschichte in dem jeweiligen
Stadt-, Kreis- oder Gemeindear¬
chiv konserviert vorfinde und auch
abrufen könne. Die beiden Landes¬
archive übernähmen dann die Ver¬
netzung. Bisher sei es so, daß in
vielen Gemeinden, vor allen Din¬
gen den kleineren, kein Archiv be¬
stehe und insofern auch diese
Anforderungen an das Sammeln
und Bewahren nicht erfüllt sei¬
en..." § 2 Abs. 2 LArchG gibt den
Gemeinden allerdings auch die
Möglichkeit, sofern das zuständige
Landesarchiv zustimmt, diesem
ihr Archivgut entweder zu Eigen¬
tum oder aber gegen eine angemes¬
sene Kostenbeteiligung zur
Verwahrung und Verwaltung zu
übergeben. Dabei sind laut MBK
grundsätzlich alle Kostenfaktoren
für Raum, Personal , Einrichtungen
sowie sonstige laufende Sach- und
Betriebskosten - nicht nur die zu¬
sätzlich, sondern überhaupt die ent¬
stehenden Kosten zu
berücksichtigen, die für Lagerung,
Sicherung, Erhaltung und Nutzung

des gemeindlichen Archivgutes
entstehen.

Nicht entschieden durch die
Bestimmungen des § 2 scheint es,
ob das von der Gemeinde im Re¬
gelfälle einzurichtende Archiv
stets hauptberufliches Personal ha¬
ben muß. Hier ist vielmehr unter¬
stellt, daß auch ehrenamtliche
Archivpfleger bestellt werden kön¬
nen; sie müssen jedoch den archiv¬
fachlichen Anforderungen
genügen und sind verpflichtet,
sich vom zuständigen Landesar¬
chiv laufend beraten zu lassen. Die
archivfachliche Qualifikation stellt
das Landeshauptarchiv als obere
Landesbehörde, die zugleich für
die Ausbildung und Fortbildung
im rheinland-pfälzischen Archiv¬
wesen zuständig ist, fest. Im übri¬
gen können auch die
Landesarchive nach § 10 Abs. 1
LArchG ehrenamtliche Archivpfle¬
ger zur Unterstützung ihrer Aufga¬
ben bestellen, die jederzeit der
Ausübung ihrer dienstlichen Ange¬
legenheiten zur Kenntnis gelang¬
ten Angelegenheiten
Stillschweigen zu bewahren und
Dokumente und sonstige Gegen¬
stände, in deren Besitz sie durch
ihre Tätigkeit gelangt sind, an die
Landesarchive herauszugeben ha¬
ben. Diese Verpflichtung gilt auch
für die Angehörigen.

Nach der Interpretation des
MBK handelt es sich bei der Be¬
stellung ehrenamtlicher Archiv¬
pfleger jedoch nicht um eine
organisatorische Alternative,
auch nicht um grundsätzliche
Wahlfreiheit zwischen Übergabe
von Schriftgut an das Landesar¬
chiv oder Einsetzung ehren¬
amtlicher Archivpfleger . Die
Regel ist stets das eigene oder
das gemeinsame Kommunalar¬
chiv (MBK 15.4.1992). Kommu¬
nale Gebietskörperschaften haben
keinen Anspruch darauf, daß das
zuständige Landesarchiv das ihm
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angebotene Schriftgut übernimmt
(§ 2 (2) LArchG macht dies von
der Zustimmung des LA abhän¬
gig). Nach Auffassung des MBK
setzt die Bestellung ehrenamtli¬
cher Archivpflcger voraus, daß die
kommunale Gebietskörperschaft
ein eigenes Archiv unterhält oder
mituägl ; die Formulierung "so-
wi*it’‘sc!:l voraus, daß haupt¬
berufliches Personal vorhanden ist
und ehrenamtliche Archivpfleger
unter dessen Verantwortung nur
zusätzlich beschäftigt werden.

Unter Archivpfleger ist außer¬
dem nicht ausschließlich ein mehr
oder minder sachkundiger "Laie"
zu verstehen, vielmehr ist zu-
nä. zu  prüfen, oh ausgeb'idetes
F? .personal des höheren und ge¬
hobenen Dienstes in -̂ntätig-
kc-it beschäftigt werden 1. in . § 2
(2) S. 3 ■chalft auch d:c Möglich¬
keit, den Archivar selb.», zum eh¬
renamtlichen Archivpiieger zu
bestellen . Für dieses Ehrenamt im
Sinne von § 18 GemO wäre sogar
die ÜbemahmepiLciu gegeben.
Ehrenamtliche A’chivpfleger sind
nur so lange und soweit zulässig,
als die vom Gesetz gestellten ar¬
chivfachlichen Anforderungen
dies zulassen und eine andere
Fachkraft irn Augenblick nicht zu
Finden ist.

"Hingegen ist es nicht zulässig,
nur aus 0 ü:väcn der Kostenerspar¬
nis unter Vernachlässig dieser
Grundsätze "Laien" zu ehrenamtli¬
chen Archivpflegem zu bestellen
und ihnen eine alleinverantwort¬
liche Tätigkeit im kommunalen Ar¬
chiv zu ;bcremgcn.

Wir.xhaflliche Gründe dürfen
nur nachrangig maßgebend sein:
denn dafür sind die in § 2 (2) vor¬
gesehenen Formen gemeindlicher
Trägerschaft und die Möglichkeit
der Abgabe an das Landesarchiv
zu nutzen. Allgemein gilt auch

hier der Grundsatz, daß
wirtschaftliche Gründe nicht von
der Erfüllung durch Gesetz festge¬
legter kommunaler Pflichtaufga¬
ben entbinden" (MBK 15.4.1992).

Die Bestimmungen des § 2
Abs. 2, wonach die kommunalen
Gebietskörperschaftenmit ihren
Archiven allen archivfachlichen
Anforderungen, wie sie im staatli¬
chen Archivbereich bestehen, zu
genügen haben, ist sowohl durch
die eingangs zitierten, in der
Landesverfassungbegründeten
Pflichten als auch durch die neue¬
ren Datenschutz- und Personen¬
schutzbestimmungenbegründet.
Insbesondere die Regelungen des
§ 3 LArchG über die Nutzung öf¬
fentlichen Archivgutes, die zahlrei¬
che Einschränkungender
Benutzung enthalten, sind wegen
der darin aufgefüärten Kriterien
insbesondere der Benutzung für
wissenschaftliche Forschungsvor¬
haben und der Rücksichtnahme
auf öffentliche Interessen der Bun¬
desrepublik Deutschland oder ei¬
nes ihrer Länder, so differenziert,
daß ohne eine Fachausbildung die
Gewähr für die Einhaltung der ge¬
setzlichen Bestimmungennicht ge¬
geben werden kann. Da davon
auszugehen ist, daß auch die Auf¬
gaben der Landesarchive nach § 6
LarchG sinngemäß von den
Kommunalarchivenwahrzuneh¬
men sind, wie es sich im einzelnen
bereits’aus den Funktionszuwei¬
sungen des fünf Jahre früher er¬
schienen KGST-Gutachtens
"Kommunales Archiv" ergibt, also
u.a. die Verpflichtung zur Förde¬
rung historischer Forschungen be¬
steht. muß in jedem Falle eine
fachliche Qualifikation vorliegen,
wie sie durch die Landes¬
verordnung über die Ausbildung
und Prüfung für den gehobenen
Archivdienst vom 8. Mai 1968 so¬
wie die Landesverordnungüber
die Ausbildung und Prüfung für

den höheren Archivdienst vom sel¬
ben Tage im einzelnen festgelegt
sind. Ohne die beispielsweise in
der Landesverordnung über den
gehobenen Archivdienst geforder¬
ten Fachkenntnisse in den Berei¬
chen Archivwissenschaft,
Archivkunde und Landesgeschich¬
te, deutsche Geschichte , Formkun-
de und jüngere
Schriftentwicklung, ältere Schrift¬
entwicklung und Urkundenlehre,
Siegel-, Wappen- und Münzkun¬
de, Zeitrechnung und Familienkun¬
de, neuere Verwaltungsgeschichte
sowie Rechtskunde und Archiv¬
technik - und ich führe hier nur die
Anforderungen an den gehobenen
Archivdienst aus, weil dieser bei
kleineren Gemeinden wohl aus
finanziellen Erwägungen allenfalls
in Betracht kommen könnte - ist ei¬
ne sachgerechte und fachlich ein¬
wandfreie Betreuung von
Archiven nicht zu leisten.

Diese Regelungen , die nun¬
mehr für Rheinland-Pfalz im Ar¬
chivgesetz begründet sind,
entsprechen im wesentlichen den
Ergebnissen, die bei den organisa¬
torischen Überlegungen der kom¬
munalen Gemeinschaftsstelle für
Verwaltungsvereinfachung in
Köln bereits vor nunmehr sieben
Jahre in Form des Gutachtens
"Kommunales Archiv" vorgelegt
worden sind. Lassen Sie mich da¬
zu noch einige Bemerkungen ma¬
chen.

3. Allgemeine kommunale
Organisationsempfehlungen

(KGSt)

3.1 Grundsätzliches

Wie war in der Vergangenheit
diese offensichtlich wichtige Auf¬
gabe in der kommunalen Verwal¬
tungsorganisation berücksichtigt?
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Dieser Fragen wollen wir uns jetzt
zuwenden - die ANKA (Arbeitsge¬
meinschaft der Niedersächsischen
Kommunalarchivaie ) hat dies be¬
reits auf ihrer Tagung vom 5. - 7.
April 1977 in Wilhelmshaven ge¬
tan.

Ausgangspunkt unserer Be¬
trachtung über Funktion und Posi¬
tion der Archive in der
kommunalen Verwaltung müssen
die Gutachten der KGSt Uber den
großen Sachkomplex Aufgaben¬
gliederung, Verwaltungsgliede¬
rung und Stellenbewertung sein.
Dabei ist der Kembegriff die öf¬
fentliche Aufgabe, die als solche
nur durch die verfassungsrechtlich
dazu berufenen Organe festgestellt
werden kann. Der Aufgaben¬
katalog, der gleichsam die in der
Gesellschaft entstandenen Be¬
dürfnisse enthält, deren Befriedi¬
gung von der öffentlichen
Verwaltung erwartet wird, ist sach¬
lich und prinzipell offen, tatsäch¬
lich aber durch rechtliche
Schranken und die Begrenztheit
der öffentlichen Mittel beschränkt
Die Verwaltungsorganisation geht
grundsätzlich von der Summe der
in empirischer Analyse erfaßten
Aufgaben, dem Aufgabengliede¬
rungsplan aus; ihm entspricht der
Verwaltungsplan, der die Einzel¬
aufgaben einer Aufgabengruppe
den Ämtern als den tragenden Or¬
ganisationseinheiten des unmittel¬
baren Verwaltungsvollzuges
zuordneL

3.2 Gutachten zur Organisa¬
tion 1968 und 1972 (Archiv
als unselbständige Organisa¬
tionseinheit)

Noch die in Köln 1972 bzw.
1968 erschienen KGSt-Gutachten
zur Verwaltungsorganisation der
Kreise und Gemeinden haben in

der Aufgabenhauptgruppe 4 (Schu¬
le und Kultur) lediglich eine Auf¬
gabengruppe 41 (Kulturpflege)
besessen, in deren Position 1 - ne¬
ben Universitäten auch Museen,
Bibliotheken und Archive auf¬
tauchten; die Einzelaufgabe "Stadt¬
archiv" war 1968 jedoch erst unter
Position 10 enthalten und als "Ver¬
waltung des Stadtarchivs (einschl.
Stadtchronik)" bezeichnet Die Zu¬
ordnung zur Aufgabengruppe 41
war damit begründet daß im kom¬
munalen Bereich die kulturellen
Aspekte bei der Arbeit des Stadtar¬
chivs überwögen. Zwar sollte in
Notfällen auch eine Zuordnung
zur Aufgabengruppe 10 (allgemei¬
ne Verwaltungsaufgaben; als Amt
im Verwaltungsgliederungsplan:
"Hauptamt") erfolgen können,
doch macht die Zuordnung deut¬
lich, daß das Stadtarchiv nach den
damaligen Vorstellungen des
KGSt eine nicht näher definierte
kulturelle Einrichtung mit dem
Charakter eines Geschichtsinstitu¬
tes sein sollte, die kein Amt im
Sinne der Definition als tragende
Einheit des Verwaltungsvollzuges
darstellen konnte . Die Archivauf¬
gabe war eine der artgleichen Auf¬
gaben innerhalb der Aufgaben¬
gruppe 41, der Kulturpflege, so
daß das Kulturamt die Zuord¬
nungseinheit darstellte. Ebenso
wie Museen, Büchereien, Volks¬
hochschulen und Musikschulen
sollten also Archive als Organi¬
sationseinheiten besonderer Art ei¬
nem Verwaltungsamt unterstellt,
nicht aber organisatorisch verselb¬
ständigt werden. Dementspre¬
chend sah auch das Gutachten
überden Stellenplan von 1970 (5.
Auflage) vor, daß für Archivstel¬
len eine jeweilige Örtliche Bewer¬
tung nach Bedeutung, Umfang
und Aufgaben des Archivs vorge¬
nommen werden solle; Anhalts¬
punkte für eine konkrete
Bewertung aber gab es nicht. Das
nimmt auch nicht wunder, da der

Stellenplan das Verzeichnis der in
einem bestimmten Zeitabschnitt
notwendigen Stellen ist, deren Be¬
darf sich aus den im Aufgabenglie¬
derungsplan zusammengefaßten
Aufgaben der Gesamtverwaltung
ergibt: Die Archivaufgaben aber
waren im Aufgabengliederungs¬
plan praktisch nicht enthalten. Le¬
diglich das in diesem
Zusammenhang freilich wenig
gewichtige, vorhin schon erwähnte
Gutachten über kommunales Ak¬
tenwesen, das übrigens seit 1991
in 4. Auflage vorliegt, lieferte da¬
mals Anhaltspunkte für die Archiv¬
tätigkeit, blieb aber unorganisch,
weil die Verknüpfung mit dem
Aufgabengliederungsplan nicht
vorgenommen war.

3.3 Gutachten zur Verwal¬
tungsorganisation der
Gemeinden 1979 (Archiv
mit selbständiger Aufgaben¬
gruppe)

Eine grundsätzliche Änderung
im Verständnis der Aufgabenzu¬
weisung für das kommunale Ar¬
chiv führte indes das Gutachten
"Verwaltungsorganisation der Ge¬
meinden" von 1979 herbei . Unter
Beibehaltung der bisherigen Auf¬
fassung, daß eine Aufgabengruppe
ausreichend groß sein müsse, um
die Auslastung einer Organisati¬
onseinheit des tragenden Verwal¬
tungsvollzuges zu gewährieiten,
also die Errichtung eines Amtes zu
rechtfertigen, wurde nun auch den
Archivaufgaben der Rang einer ei¬
genen Aufgabengruppe innerhalb
des Aufgabengliederungsplanes
zugewiesen. In der Aufgaben¬
hauptgruppe 4 war das Archiv nun
nicht mehr der Aufgabengruppe
41 (Kultur) zugewiesen, vielmehr
erhielt es nach Bibliotheken,
Volkshochschulen, Musikschulen,
Museen und Theatern eine eigene
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Aufgabengruppe 47 mit 8 Einzel¬
positionen. Damit war die Voraus¬
setzung für eine definitive
organisatorische Regelung des Ar¬
chivwesens im kommunalen Be¬
reich geschaffen. Sie erfolgte
schließlich im Gutachten "Kom¬
munales Archiv" von 1985, dessen
maßgebende Regelungen uns nun
beschäftigen sollen.

4. Das Gutachten " Kommunales
Archiv " von 1985

4.1. Grundsätzliches

Das Gutachten "Kommunales
Archiv" erfüllt die Anforderungen,
die ich Ihnen bereits als unabding¬
bar vorgesellt habe: Es definiert
klar die Aufgaben , und es gibt ein¬
deutig Hinweise für eine Organi¬
sation des kommunalen Archivs.

4.2. Archivaufgaben

Das Gutachten erklärt Archiv¬
aufgaben zum "unerläßlichen
Aufgabenbestand jeder Kommu¬
ne". Im Grunde wird damit akzep¬
tiert, daß Archivaufgaben im
weitesten Sinne des Wortes immer
wahrgenommen werden, auch
dann, wenn ein eigentliches Ar¬
chiv nicht ausdrücklich gebildet
wurde. Insbesondere die Aufbe¬
wahrung der Rechtstitel und die
Verwaltung des kommunalen Ver¬
mögens, dem die Archivalien ge¬
setzlich hinzurechnen sind, sind in
jedem Falle zwingend und werden
gegebenenfalls - vielleicht unbe¬
wußt - von anderen Ämtern auf ei¬
ne Art und Weise wahrgenommen,
die möglicherweise sehr viel un¬
zweckmäßiger ist.

Die Archivaufgaben sind ent¬
weder

Kernaufgaben
oder

ergänzende Aufgaben.

Dabei sind Kemaufgaben die
Aufgaben 1-4, die im Interesse der
kommunalen Selbstverwaltung un¬
bedingt wahrzunehmen sind. Ihre
Erledigung, insbesondere der
Übergang aller Akten und sonsti¬
gen Informationsträger in die Ver¬
waltung des Archivs nach
abschließenderBearbeitung der
Geschäftsvorfalle, ist durch eine
allgemeine Geschäftsanweisung
(AGA) und durch örtliche Akten¬
ordnung (AktO) zu gewährleiten.
Bei den nachfolgenden Aufgaben
5 bedeutet die Formulierung "er¬
gänzend", daß sie nicht beliebig
zusätzlich sind, sondern inhaltlich
zwingend mit den Kemaufgaben
verbunden gesehen werden müs¬
sen.

4.2.1 Kernaufgaben:

Aufgabe 1: Übernahme, Ver¬
waltung, Pflege und Erschließung
archivwürdigerInformationsträger
(Archivalien)

Nach den neuen Gutachten ent¬
scheidet das Archiv - und nur das
Archiv - über Aufbewahrungoder
Vernichtung aller in der
Kommunalverwaltungentstande¬
nen Informationsträger. Dabei hat
das Archiv die Bewerung des In¬
halts dieser Informationsträger
nach administrativen, rechtlichen
und historischen Kriterien vorzu¬
nehmen; was nicht archivwürdig
ist, soll vernichtet werden, der
Rest ist zu erfassen, zu ordnen und
zu verzeichnen, gegebenenfalls zu
erschließen. Grundsätzlich ist je¬
der in der Kommunalverwaltung
vorkommendeInformationsträger
archivwürdig. Schrift-, Karten-,
Bild-, Film-, Ton- und ADV-Mate-
rialien sind daher im Prinzip

potentielle Archivalien . Das Ver¬
fahren der Übernahme ist in dem
mehrfach erwähnten Gutachten
"Kommunales Aktenwesen " einge¬
hend geregelt; zusätzlich muß das
Archiv darauf dringen , daß in der
Allgemeinen Geschäftsanweisung
unter den Ämtern mit Quer¬
schnittsaufgaben, also zentralen
Funktionen, neben Rechtsamt , Per¬
sonalamt, Hauptamt und anderen
auch das kommunale Archiv Er¬
wähnung findet und sein grund¬
sätzlicher Anspruch auf das
gesamte Schriftgut der Verwal¬
tung, gleich in welcher Form, ge¬
währleitet ist. Der Begriff der
"Pflege" umfaßt die Restaurierung
und gegebenenfalls auch die Ver¬
filmung, und zwar sowohl die An¬
fertigung von Sicherungs- als auch
von Arbeitsfilmen, von Archiva¬
lien.

Aufgabe 2: Auskunftsdienst

Das Archiv erteilt wissen¬
schaftliche Auskünfte auf amtli¬
che, wissenschaftliche und
sonstige Anfragen. Es regt wissen¬
schaftliche Arbeiten an und fördert
sie durch Beschaffung geeigneter
Informationen. Auch die Nutzung
des Archivs als einer
Informationsdatenbank , um einen
modernen Begriff zu verwenden,
der laufenden Verwaltung hat ho¬
hen Stellenwert. Bei Liegenschaf¬
ten, Planungsproblemen,
Denkmalpflege, Straßenbenennun¬
gen und überhaupt bei der Vor¬
bereitung politischer
Entscheidungen kann die Bereit¬
stellung von Archivmaterial über
historische Besitzverhältnisse und
Rechte oder zur Orientierung über
den aktuellen Diskussionsstand,
z.B. durch Belege aus Zeitungsdo¬
kumentationen oder Chronik , we¬
sentlich zur Absicherung der
politischen Entschcidungsbildung
beitragen, vor allem aber die
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Durchsetzung kommunaler Rechte
gewährleisten (Beispiele).

Aufgabe 3: Sammlung zur Ge¬
meinde/Kreisgeschichte

Archive sollen nicht nur die
Verwaltungsgeschichte dokumen¬
tieren, sondern Geschichte im wei¬
testen Sinne des Wortes , soweit
sie sich auf kommunaler Ebene
vollzieht. Mit der ausdrücklichen
Befugnis, auch allgemeine politi¬
sche Geschichte ebenso wie Kul¬
tur- und Sozialgeschichte zu
dokumentieren , ist den archivi-
schen Aktivitäten ein weiter Raum
eröffnet; Kontakte zu Firmen und
Vereinen sind ebenso wie die zu
Verbänden, Parteien und Privatper¬
sonen sachgerecht, die Sammlung
privater Nachlässe, von Autogra¬
phen, Büchern, Zeitschriften und
Zeitungen ist ebenso durch diese
Aufgabenbeschreibung gedeckt
wie die Sammlung von Flugblät¬
tern, Graphiken, Karten , Bildern
und Plakten sowie Film- und Ton¬
dokumenten. Auch eigene aktive
Dokumentation von Zeitereignis¬
sen, etwa durch mündliche Befra¬
gungen (oral History), wird
ausdrücklich durch Aufgabe 3 ge¬
rechtfertigt.

Aufgabe 4: Mitwirkung in An¬
gelegenheiten der Aktenordnung
einschließlich Aktenverwaltung

Da das Archiv grundsätzlich
endgültiger Aufbewahrungsort al¬
ler in der Verwaltung entstehen¬
den Informationen sein kann,
müssen sich wesentliche Verände¬
rungen der Organisation des Da¬
tenflusses und der
Informationsstruktur innerhalb der
Verwaltung (z.B. ADV, Mi¬
kroverfilmung) auf die Archivie¬
rungsmöglichkeiten auswirken;
archivfachliche Gesichtspunkte
sollen deshalb bereits im Planungs¬
stadium Berücksichtigung finden.

Im übrigen soll eine enge Zusam¬
menarbeit zwischen dem Haupt¬
amt als dem für das Aktenwesen
der Gesamtverwaltung zuständi¬
gen Amt und dem Archiv erfol¬
gen. Dies ist im einzelnen in der
AGA zu regeln.

4.22  Ergänzende Aufgaben

Aufgabe 5: Erforschung und
Darstellung der Gemeinde/Kreis¬
geschichte

Das Archiv soll geschichtliche
Darstellungen mit wissenschaftli¬
chen Untersuchungen zur Ge¬
schichte und Entwicklung der
Gemeinde/des Kreises erarbeiten
und herausgeben, mindestens aber
an Forschungsprojekten mitwir-
ken. Eine wichtige Archivaufgabe
ist die Führung einer Chronik, die
regelmäßig veröffentlicht werden
sollte. Im übrigen ist die Zusam¬
menarbeit mit anderen Kulturein¬
richtungen wie Museen,
Bibliotheken, Volkshochschulen
und Vereinen sowie gegebenen¬
falls mit wissenschaftlichen
Forschungseinrichtungen sinnvoll.

Aufgabe 6: Archivbibliothek

Da eine fachgerechte Bearbei¬
tung von Archivalien ohne wissen¬
schaftliche Spezialliteratur nicht
möglich ist, soll eine fach- und be¬
nutzerorientierte Sonderbibliothek
von einer gewissen Größe des Ar¬
chivs an geführt werden.

Aufgabe 7: Zusammenarbeit
mit Einrichtungen und Gruppen
des kulturellen, wissenschaftli¬
chen, sozialen und schulischen Le¬
bens

Siehe Aufgabe 5

Aufgabe 8: Beratung der Archi¬
ve im Gemeinde- und Kreisgebiet

Aufgabe 9: Führen eines zen¬
tralen Nachweises aller Archive
im örtlichen Zuständigkeitsbereich.

Damit ist der Aufgabenbereich
der Kommunalarchive auch für
Rheinland-Pfalz abschließend be¬
schrieben.

43  Organisation des Archivs

Grundgedanke des Gutachtens
ist es, angesichts der speziellen
fachlichen Eigenarten der Archiv¬
arbeit, aber auch des Querschnitts¬
charakters der Kemaufgaben , eine
möglichst selbständige Organi¬
sation des Archivs vorzunehmen.
Bei der Entscheidung über diese
Organisation sind historische Be¬
deutung, Umfang der tatsächlich
vorhandenen Archivalien und
schließlich auch bei einem älteren
historischen Archiv der Umfang
der Benutzung von größerem Ge¬
wicht als die Einwohnergrößen¬
klassen, die in anderen Gutachten
- etwa beim Gutachten "Öffentli¬
che Bibliothek" von 1973 - bestim¬
mend waren.

Die größte relative Unabhän¬
gigkeit ist mit der "Amtslösung"
verbunden. Als Amt muß das Ar¬
chiv jedoch neben den Fachaufga¬
ben auch Verwaltungsaufgaben
wie Organisations-, Personal-, Fi¬
nanz- und Haushaltsangelegenhei¬
ten wahmehmen , soweit sie nicht
anderen Querschnittsämtem Vorbe¬
halten sind. Als selbständiges Amt
kann das Archiv daher im Prinzip
nur dann eingerichtet werden,
wenn sich diese Organisationsfor¬
men und Aufgabenumfang,
Haushaltsvolumen und Personal¬
ausstattung her rechtfertigen läßt
sowie der Umfang der Verwal¬
tungsaufgaben auch den Einsatz
entsprechenden Personals fordert
und rechtfertigt.
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Es bedarf daher in jedem Falle .
einer Prüfung der konkreten örtli¬
chen Situation.

Für kleinere Gemeinden - das
ist ein großer Teil der 201
Verbandsgemeinden oder kreisan¬
gehörigen Städte in Rheinland-
Pfalz - kommt mangels
entsprechender Voraussetzungen
die Bildung eines Amtes natürlich
nicht in Betracht. Das Gutachten
sieht als weitere Organi¬
sationsmöglichkeit die Inslitutslö-
sung vor, bei der ein fachlich
verantwortlicher vorgebildeter Lei¬
ter den fachlichen Aufgabenvoll¬
zug selbständig erledigt,
bestimmte Verwaltungsaufgaben
des Instituts aber einem zugeordne¬
ten Amt, in der Regel dem Kultur¬
amt, in Ausnahmefällen aber auch
dem Hauptamt übertragen sind,
oder die Bündelung mit anderen
Aufgabengruppsn . Sie ist aller¬
dings nur dann sinnvoll, wenn der
Umfang der Archivaufgaben so ge¬
ring ist, daß sie einen hauptamtli¬
chen Bearbeiter nicht auslasten. In
der Aufbauphase eines Archivs
kann die Bündelung der Archivauf¬
gabe mit anderen Aufgaben des
Hauptamtes zweckmäßig sein,
weil dieses von seiner Verwal¬
tungskompetenz her am ehesten in
der Lage ist, die Berücksichtigung
von Archivaufgaben im Rahmen
von Geschäftsanweisung und / ±-
tenordnung durchzusetzen. Die
Mitwirkung des Hauptamtes ist

vor allen Dingen auch zwingend
vorzusehen bei Aufbau und Ein¬
richtung eines Archivs, wobei sich
Maßnahmen in folgender Reihen¬
folge empfehlen:

1. Verbot der Vernichtung von
Informationsträgern(Hauptverwal¬
tungsbeamter/Hauptamt)

2. Bestellung eines Archivars
3. Bildung einer Projektgruppe

aus Archivar und Stadtamt 41,10,
sowie ehrenamtlichen Mitarbeitern

4. Prüfung von Kooperations¬
möglichkeiten

5. Erlaß einer Dienstanweisung
und Benutzungsordnung

6. Archivierung von Informa¬
tionsträgern

7. Organisationsentscheidung

Das Gutachten liefert eine sach¬
gerechte Archivorganisation, ein
Organisationsmodell, das freilich
in dieser Form nur für große Kom¬
munalarchive in Betracht kommt;
es sei Ihnen aber hier der grund¬
sätzlichen Bedeutung der Sache
wegen vorgestellt.

5. Schlußbemerkungen

Aus den Organisationsvorschlä¬
gen der KGSt wie den im
Landesarchivgesetz von Rhein¬
land-Pfalz begründeten Verpflich¬
tungen der Kommunen auf dem
Gebiet des öffentlichen Archivwe¬

sens ergeben sich folgende Lö¬
sungsmöglichkeiten:

1. Die Gemeinde errichtet ein
selbständiges Archiv mit Beamten
des höheren oder gehobenen Ar¬
chivdienstes, je nach dem Maße
der wahrzunehmenden Aufgaben
(Beamte des höheren Dienstes
sind bei umfangreicheren histori¬
schen Beständen stets erforderlich,
wenn die wissenschaftlichen Funk¬
tionen des Archivs erfüllt werden
sollen).

2. Benachbarte Gemeinden
schließen sich zu einem Zweckver¬
band zusammen.

3. Die Landkreise übernehmen
gemäß § 2 Abs. 2 LkO die
Gemeindeaufgaben zur Einrich¬
tung eines Archivs , wenn die Ge¬
meinden erklären und der Kreistag
mit der Mehrheit der gesetzlichen
Zahl seiner Mitglieder feststellt,
daß die entsprechenden Aufgaben
der Gemeinden im dringenden öf¬
fentlichen Interesse liegen, jedoch
die finanzielle Leistungsfähigkeit
der Verbandgemeinden oder ver¬
bandsfreien Gemeinden überstei¬
gen.

4. Wenn Beschlüsse nach Zif¬
fer 1,2 oder 3 nicht Zustandekom¬
men, können die Landesarchive
Archivgut gegen Kostenerstattung
übernehmen.
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